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Es geht um die Glaubwürdigkeit unseres Rechtsstaates 
Alle Bemühungen der FBP-Fraktion zur Wiederherstellung des Vertrauens in den Staatsgerichtshof wurden bisher von der VU niedergestimmt 

( G . M . )  - Wenn beide Fraktionen im 
Landtag an ihren Positionen festhalten, 
so viel wusste man schon in der Dezem
ber-Sitzung des Landtags, dann bleibt nur 
die Auflösung des Landtags und die Aus
schreibung von Neuwahlen. Dieser Fall 
ist nun eingetreten. Heute vormittag wird 
S.D.  Erbprinz Hans Adam (siehe neben
stehenden Kasten) den Landtag auflösen, 
womit innert sechs Wochen Neuwahlen 
angesetzt werden müssen. Doch geht es 
nicht in erster Linie um Neuwahlen, son
dern um einen weiteren Veisuch, das 
Vertrauen in den Staatsgerichtshof und 
die Glaubwürdigkeit des Rechtsstaates 
zurückzugewinnen. Bisher wurden alle 
derartigen Versuche der FBP-Fraktion 
seit 1984, seit der erzwungenen Wieder
wahl des Staatsgerichtshofpräsidenten 
durch die VU-Fraktion, von der V U  mit 
ihrer Stimmenmehrheit zunichte ge
macht. 

In  einem Rechtsstaat, au f  den wir in 
unserem Land grosses Gewicht legen, 
sucht j ede  Bürgerin und jeder  Bürger 
nach seinem Recht. Genauso verhält es  
sich im Staat mit  der  Gesamtheit  d e r  Bür
gerinnen Und Bürger, in d e m  das Recht  
vor der  Macht steht. Die Auflösung des  
Landtags ist aus dieser Sicht, wie die 
FBP-Fraktion mehrfach betont hat,  nicht 
einfach ein parteipolitischer Streit, son
dern das Ergebnis konsequenter Bemü
hungen, das mit de r  Affäre «Staatsge
richtshof» geschwundene Vertrauen in 
den  Rechtsstaat wieder zurückzugewin
nen. Ein Rückblick au f  die Affäre seit 
1984 lässt erkennen,  dass es  sich u m  mehr  
als um ein parteipolitisches Spiel handelt ,  
sondern dass die Glaubwürdigkeit unse
res Rechtsstaates auf  dem Spiel steht.  

Zentrale Frage des Rechtsstaates 
Die FBP-Fraktion ha t  sich ihre Ent-

Bundesratskandidatur 
von Monika Weber 

Bern/Zürich (AP)  Die Zürcher Stände-
rätin Monika Weber  kann bei der  Bun-
desratserssatzwahl vom kommenden 1. 
Februar mit de r  Unterstützung ihrer 
zwölf Kollegen de r  LdU/EVP-Fraktion 
rechnen. Die beiden Parteien sprachen 
sich am Wochenende klar für die Kandi
datur  de r  46jährigen Landesring-Politike
rin aus. 

Mit 42 gegen null Stimmen wurde Mo
nika Weber  am Samstag in Bern von den 
Mitgliedern des LdU-Delegiertenrates als 
Kandidatin für die Nachfolge von Elisa
beth Kopp bestätigt. Zuvor  hatten die 
Delegierten mit 39 zu null Stimmen bei 
einer Enthaltung beschlossen, de r  LdU/  
EVP-Fraktion der  Bundesversammlung 
zu empfehlen, mit einer eigenen Kandi
datur  ins Rennen um die Nachfolge von 
Elisabeth Kopp zu steigen. 

Neuer Jagdverband in 
Chur gegründet 

Chur  (spk) A m  Samstag ist in C h u r  ein 
neuer  Jagdverband gegründet worden,  
de r  den Anliegen des Naturschutzes bes
ser  Rechnung tragen will als der  traditio
nelle Bündnerische kantonale Patenjä
gerverband (BKPJV). D e r  Verband be
kräftigte die Absicht, mit den Gegnern 
de r  Sonderjagd zusammenzuarbeiten. 

STARK WIE IMMER, 
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Scheidung, eine Untersuchungskommis
sion zu  verlangen und deren Einsetzung 
mit allen rechtsstaatlichen und verfas
sungsmässigen Mitteln zu erwirken, nicht 
leicht gemacht. Genaue juristische Ab
klärungen im Vorfeld des Antrages im 
November 1988, eine Untersuchungs
kommission zu verlangen, haben die 
FBP-Fraktion jedoch in ihrer Haltung be
stärkt, einen Neuanfang zu machen, alle 
Versuche zu unternehmen, um das ge
schwundene Vertrauen in den Staatsge
richtshof und in den Rechtsstaat zurück
zugewinnen. Die V U  hat  sich in der 
Landtagssitzung vom Dezember spontan 
darauf verlegt, die Einsetzung einer Un
tersuchungskommission als verfassungs
widrig zu bezeichnen und ist seither von 
ihrer Position nicht abgerückt. Die Ver
fassungsmässigkeit von Untersuchungs
kommissionen jedoch steht in einem 
Rechtsstaat ausser Zweifel, wie de r  Fall 
«Kopp» in de r  Schweiz und der  Fall «Lu-
cona» in Österreich - u m  nur zwei Fälle 
jüngstem Datums in unseren Nachbar
staaten zu nennen - zeigen. Soll denn im 
Rechtsstaat Liechtenstein verfassungswi
drig sein, was im Rechtsstaat Österreich 
und im Rechtsstaat Schweiz ohne Ein
schränkung gilt? 

Feststellung von Tatsachen 
Unte r  den Fall «Kunsthaus» und den 

Fall «Staatsgerichtshof» kann nur ein 
Schlussstrich gezogen und ein Neubeginn 
gesetzt werden, das hat die FBP-Fraktion 
wiederholt unterstrichen, wenn der  Land
tag als Wahlorgan des Staatsgerichtshofes 
seiner Verantwortung nachkommt. Die  
von de r  FBP-Fraktion geforderte Unter
suchungskommission des Landtags sollte 
nur Tatsachen feststellen, ohne die Be
fugnisse zu haben, Massnahmen gegen
über  dem Gericht oder  deren Mitglieder 
zu ergreifen. Doch hat die FBP-Fraktion 
nie einen Zweifel daran gelassen, dass sie 
nicht mehr  bereit ist, Mitglieder des 
Staatsgerichtshofes, die in den Fall 
«Staatsgerichtshof» verwickelt waren,  
wiederzuwählen. Die V U  hingegen be
treibt in dieser Hinsicht ein doppelbödi
ges Spiel, indem sie einerseits öffentlich 
den Staatsgerichtshofpräsidenten zum 
Rücktritt auffordert, auf de r  anderen Sei
te jedoch im Landtag mit ihrer Mehrheit 
alles unternimmt, um eine Untersu
chungskommission zu verhindern. Wenn 
die V U ,  wie sie erklärte, im Fall «Seeger» 
nichts zu verbergen hat,  warum stellt sie 
sich denn so vehement gegen einen Un-

tersuchungsausschuss, wie das in allen 
Rechtsstaaten üblich ist? 
Neutraler Experte als Hilfsorgan 

Die interfraktionellen Gespräche sowie 
ein Briefwechsel zwischen den Parteiprä
sidenten haben in den letzten Tagen kei
ne Annäherung der Standpunkte ge
bracht. Nachdem die FBP-Fraktion schon 
von Beginn an die Bereitschaft zur weite
ren Zusammenarbeit  signalisiert hatte, ist 
die V U  nun plötzlich auch mit einem 
Vorschlag an  die Öffentlichkeit getreten: 
Sie möchte mit d e r  Abklärung der  Fragen 
im Fall «Staatsgerichtshof» einen neutra
len Experten beauftragen. Worin besteht 
nun de r  Unterschied? Die Einsetzung 
eines Experten zur Abklärung der  von 

Erbprinz löst Landtag auf 
Heute vormittag tritt der Landtag nochmals zusammen 

Die von der FBP-Fraktion im Land
tag geforderte Einsetzung einer Unter
suchungskommission führt zu Neuwah
len, da die V U  sich weigerte, einer 
solchen Untersuchungskommission zu
zustimmen. Erbprinz Hans Adam wird 
heute vormittag den Landtag auflösen. 
Der Landtag tritt damit zum letzten 
Mal in der vorzeitig beendeten Legisla
turperiode 1986 bis 1990 zur Wahl des 
Landesausschusses und zur Auflösung 
des derzeitigen Landtags zusammen. 

Das Presse- und Inforniationsamt 
der  Regierung übermittelte zur Land-
tagauflösung durch S. D. Erbprinz 
Hans Adam folgenden Text: «Am 20. 
Januar  1989 hat  Herr  Josef Bieder
mann im Namen der Fraktion der  Fort
schrittlichen Bürgerpartei Seiner 
Durchlaucht Erbprinz Hans Adam eine 
schriftliche Erklärung übergeben. Dar
in wird festgehalten, dass die Fort
schrittliche Bürgerpartei die Bestellung 
einer Landtagskommission verlangt, 
um die gestellten Fragen zum Bericht 
des Präsidenten des Staatsgerichtshofes 
zu untersuchen. Da die Vaterländische 
Union diesem Verlangen nicht zuge
stimmt hat .  ist die Fraktion der Fort
schrittlichen Bürgerpartei nicht mehr 
bereit, an den Sitzungen des Landtages 
teilzunehmen. 

Der  Landtag ist deshalb nicht mehr 
beschlussfähig, und Seine Durchlaucht 
Erbprinz Hans  Adam hat den  Regie
rungschef mit Schreiben vom 20. Janu

a r  1989 bevollmächtigt, den Landtag 
am 23. Januar 1989 gemäss Artikel 48 
der  Verfassung aufzulösen.» 

Artikel 48 der  Verfassung hat folgen
den Wortlaut: «Der Landesfürst ha t .  
mit der  im folgenden Absätze normier
ten Ausnahme, das Recht, den Land
tag einzuberufen, zu schliessen und aus 
erheblichen Gründen,  die der  Ver
sammlung jedesmal mitzuteilen sind, 
auf drei Monate zu vertagen oder  ihn 
aufzulösen. Eine Vertagung. Schlies
sung oder Auflösung kann nur vor dem 
versammelten Landtage ausgesprochen 
werden. 

Über  begründetes schriftliches Ver
langen von wenigstens sechshundert 
wahlberechtigten Landesbürgern oder  
über Genieindeversammlungsbeschluss 
von mindestens drei Gemeinden ist de r  
Landtag einzuberufen. 

Unter  den gleichen Voraussetzungen 
wie in vorstehendem Absätze können 
neunhundert wahlberechtigte Landes
bürger oder  vier Gemeinden durch Ge
meindeversammlungsbeschlüsse eine 
Volksabstimmung über  die Auflösung 
des Landtages verlangen.» 

Und in Artikel 50 wird festgehalten, 
dass innerhalb einer bestimmten Frist 
Neuwahlen stattfinden müssen: «Wird 
der Landtag aufgelöst, so muss binnen 
sechs Wochen eine neue Wahl ange
ordnet werden. Die neugewählten Ab
geordneten sind sodann binnen vier
zehn Tauen einzuberufen.» 

Schaaner Fasnacht mit Kindermaskenball eröffnet 
Über 800 grosse und kleine Gäste beim Jubiläums-Maskenball im Reschsaal 

de r  FBP-Fraktion gestellten Fragen ist in 
Ordnung, sobald jedoch eine parlamenta
rische Kommission diese Fragen abklärt. : 
soll es sich um eine Verfassungswidrigkeit i 

handeln? ; 

Dennoch, die FBP  hat der Bestellung j 
eines neutralen Experten zugestimmt, 
doch sollte nach ihrer Auffassung dieser ; 

nur als Hilfsorgan für den parlamentari
schen Ausschuss beigezogen werden. Der  
Landtag ist Wahlbehörde des Staatsge- , 
richtshofes. der  Landtag ist also das rich
tige Organ, um Tatsachen festzustellen, 
aber  auch die richtige Institution, um mit 
einer klaren und konsequenten Haltung | 
das Vertrauen in den Rechtsstaat wieder ! 
herzustellen. ! 

Mit dem gestern nachmittag von über 800 grossen und kleinen Gästen besuchten 10. Kindermaskenball im Reschsaal wurde die 
bereits in zwei Wochen ihren Höhepunkt erlebende Schaaner Fasnacht 1989 eröffnet. Das attraktive Jubuläumsprogramm bescherte 
den Kindern einen stimmungsvollen und bunten Maskenball. Unser Bild vermittelt einen Eindruck vom munteren Treiben im von 
jeder Beziehung vollbesetzten Saal.~(Mehr darüber im Innern dieser Ausgabe). 

KOMMENTAR 
Andere Länder, andere Sitten? Öster

reich klärt derzeit den Fall «Lucona» auf, 
die Schweiz begibt sich an die Aufklärung 
des Falls «Kopp» - nur in unserem Land ,  
das sich sonst in einem Atemzug mit den 
Nachbarstaaten Schweiz und  Osterreich 
als Rechtsstaat nennt, verhindert die VU-
Mehrheit die Bestellung einer Untersu
chungskommission und  ist zu r  Verhinde
rung einer parlamentarischen Untersu
chung bereit, vorgezogene Neuwahlen in 
K a u f  z u  nehmen. Die Freisinnig-Demo
kratische Partei der Schweiz, aus deren 
Reihen die zurückgetretene Bundesrätin 
Kopp  stammt, hat «raschestmögliche A b 
klärungen im Fall Kopp» verlangt, «Klar
heit und  Klärung ohne Verzug und Rück
sichtnahme a u f  Personen» gefordert und 
f ü r  einen parlamentarischen Untersu
chungsausschuss plädiert. 

Parallelen z u m  Fall «Staatsgerichtshof'» 
drängen sich auf, nicht dem Inhalt nach, 
aber in bezug a u f  das Vorgehen. In der 
Schweiz die Forderung nach rascher, 
möglichst lückenloser Aufklärung, in un
serem L a n d  die Verhinderung einer Unter-

Null-Lösung 
suchungskonunission, damit die von der 
FBP-Fraktion geforderte «Feststellung 
von Tatsachen» nicht vorgenommen wer
den kann. Was in unseren Nachbarstaaten 
als Pflicht in einem demokratischen 
Rechtssystem erachtet wird, gerät in unse
rem Land nach der Argumentation der 
VU-Mehrheit zur  Verfassungswidrigkeit. 
Seit der Landtagsprädent in der Dezem
ber-Sitzung diese Verfassungswidrigkeit 
eines Untersuchungsausschusses als 
Druckmittel gegen den FBP-Antrag be
nutzte, fährt  die V U  a u f  diesem Nebenge
leise. u m  der  Öffentlichkeit weismachen 
zu wollen, der in der Verfassung erwähnte 
Untersuchungsausschuss Verstösse gegen 
die Verfassung. 

Wenn die V U  nichts z u  verbergen härte, 
kann man a u f  der Strasse hören, dann 
würde sie einer Untersuchungskommis
sion zustimmen. Nur  wer Angst  vor der 
Wahrheit habe, s o  heisst es im Volk wei
ter. verhindere mit  allen Mitteln die A u f 
klärung eines Falles. 

In letzter Minute noch präsentierte die 
V U  einen anderen Vorschlag als ihre be
kannt starre Haltung gegenüber einer Un
tersuchungskommission. Die Einsetzung 
einer «neutralen Persönlichkeit» zur  Un
tersuchung des Falls «Staatsgerichtshof», 
wie sie die V U  vorschlug, gleicht einer 
Null-Lösung: Ist denn ein parlamentari
scher Untersuchungsausschuss nicht neu
tral genug, u m  eine derartige Untersu
chung durchzuführen? 

N u n  hat das Volk  z u  entscheiden. Es 
entscheidet nicht nur darüber, wie der. 
nächste Landtag - erstmals mit 25 Abge
ordneten - zusammengesetzt ist, sondern 
auch darüber, ob in unserem Rechtsstaat 
das Vertrauen in den Staatsgerichtshof 
wieder zurückgewonnen werden kann r -

oder zurückgewonnen werden soll. 
( G . M . )  

SPORT AM 
WOCHENENDE 

Platz 7 für Paul 
Beim Weltcup-Slalom in Wengen be

stätigte Paul Frommelt  gestern seinen 
Aufwärtstrend. D e r  31jährige Schaaner 
klassierte sich mit 2,57 Sekunden Rück
stand auf Sieger Rudi Nierlich im 7. 
Rang. Jolanda Kindle belegte beim Rie-
sentorlauf in Tignes den 24. Platz. 

Galina siegt nieder 
Endlich wieder ein Erfolgserlebnis für 

d e n  V B C  Galina. Die Schaaner besiegten 
a m  Samstag Volero Zürich mit 3 : 2  Sät
zen  und gaben die Ro te  Laterne wieder 
ab .  

«Holzwörmer» am schnellsten 
Beim 9. Hornschlittenrennen am Sams

tag  im Malbun feierte die Balzner Mann
schaft «Hans-Peters Holzwörmer» einen 
überlegenen Sieg. 


